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Neuer Finanzplan

Der neue Finanzplan des Bun-
des gibt Anlass zur Sorge. Die 
hohen Mehrausgaben machen 
die Entlastungsbemühungen zu-
nichte. Seite 64

CO2-Gesetz

Problematische Neuregelung der 
Emissionsreduktion innerhalb 
des CO2-Gesetzes. Die rasche 
Einführung des Klimarappens 
ist nötig. 

KMU-Porträt

Geomag überzeugt mit Schwei-
zer Qualität auf dem Weltmarkt. 
Das wissenschaftliche Spiel und 
Design-Objekt begeistert Jung 
und Alt. 

Die Schweizer Konjunktur 
kommt nicht recht vom Fleck. 
Es werden Reformen von der 
staatlichen Wirtschaftspolitik 
gefordert.

Nicht nur hat der Souverän am 
5. Juni 2005 mit seinem kla- 
ren Ja zu Schengen/Dublin  
einen erfreulichen Entscheid  
getroffen, auch das Parla- 
ment hat in der Juni-Session 
sehr positive Beschlüsse für 
die Schweizer Wirtschaft ge-

Für die Bilateralen kämpfen:  

Voller Einsatz an der Basis nötig

Und sie bewegt sich doch –  
Erfreuliches aus der Politik!

fasst. Erstens haben beide 
Kammern das Entlastungs-
programm 04 unter Dach und 
Fach gebracht. Dieses bringt 
für die nächsten Jahre eine 
deutliche Korrektur des Aus-
gabenwachstums des Bundes. 
Dafür verdient das Parlament 
gute Noten, auch wenn damit 
die längerfristigen, struk- 
turellen Probleme des Bun-
deshaushalts mitnichten ge-
löst sind (vgl. Seite 4 dieses 
«newsletters»). Zweitens hat 
der Nationalrat die Revision 
des Binnenmarktgesetzes ohne  
Abstriche über die Bühne ge-
bracht. Das neue Gesetz soll 
mehr Wettbewerb auslösen, 
was dringend notwendig ist, 
um unsere Wirtschaft auf ei-
nen höheren Wachstumspfad 
zu bringen. economiesuisse 
hat beide Geschäfte aktiv ge-
fördert und unterstützt.

Am 25. September geht es 
um sehr viel. An der Urne 
wird über die künftigen 
Rahmenbedingungen für die 
Schweizer Unternehmen auf 
den europäischen Märkten 
entschieden. 

Häufig halten sich Vertreterin-
nen und Vertreter der Wirtschaft 
bei Abstimmungen vornehm zu-
rück. Das primäre Ziel der Un-
ternehmen ist es nun mal nicht, 
laufend Politik zu machen. Sie 
konzentrieren ihre Kräfte auf  
ihre Absatzmärkte und Produkte 
– und sichern damit die Zukunft 
der Firmen. Das ist auch richtig 
so. Wenn es aber um eine Vor-
lage geht, die fundamental in die 
Rahmenbedingungen der Un-
ternehmen eingreift, dann sieht 
es doch etwas anders aus. Am 
25. September – kurz nach der 
Sommerpause – ist dies der Fall. 
Die Abstimmung über die erwei-
terte Personenfreizügigkeit mit 
den neuen EU-Ländern kann die 
Wettbewerbsfähigkeit der Unter-
nehmen ganz direkt beeinflussen. 

Geringe Einwanderungsrate 
Nicht wegen der erweiterten Per-
sonenfreizügigkeit an sich. Da 
geht es nur um kleine Kontin-
gente von gegenwärtig 900 bis 
3000 Arbeitsbewilligungen im 
Jahr 2011 für Leute aus den neu-
en EU-Ländern. Wenn man die 
Zahlen auf die Kantone umrech-

net, ist sofort ersichtlich, dass das 
Gerede von einer Masseneinwan-
derung jeder Grundlage entbehrt. 
Oder droht etwa 2011 mit 45 
zusätzlichen Bewilligungen im 
Kanton Zug eine neue Überfrem-
dung von Volk und Heimat? Im 
Gegenteil, die Fehler der Auslän-
derpolitik der vergangenen Jahre 
werden jetzt endlich korrigiert. 
Statt einer Einwanderung von 
wenig qualifizierten Arbeitskräf-
ten können die Unternehmen nun 
qualifizierte Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer rekrutieren. 
Fakt ist: Was schon lange be-
mängelt wurde, wird mit den 

bilateralen Verträgen umgesetzt. 
Alle Studien besagen, dass sich 
die Wanderungsbewegungen in 
engen Grenzen halten. Und wenn 
die Kontingente und Übergangs-
fristen nicht mehr gelten, haben 
die neuen EU-Länder wirtschaft-
lich zugelegt und der Migra-
tionsdruck entfällt weitgehend. 
Dann kommt die Bewegung der 
Rückwanderung, wie wir sie bei 
Italienern und Spaniern beobach-
ten konnten.
Für die Unternehmen sind zwei 
Dinge zentral: Zum einen bie-

ten die Wachstumsmärkte in den 
neuen EU-Ländern ein beträcht-
liches Wachstumspotenzial, zum 
anderen birgt ein Nein für die 
Wirtschaft die Gefahr, dass die 
bilateralen Abkommen insge-
samt auf dem Spiel stehen. 

Ungleichbehandlung  
für EU untragbar
In Bezug auf den ersten Punkt 
ist klar, dass die Ungarn und die 
Tschechen wohl kaum Verständ-
nis hätten für eine ausschlies-
sende Haltung der Schweiz. Ein 
Nein wäre ein schlechtes Signal 
in diesen Wachstumsmärkten. 
Und wenn die Marke Schweiz 
leidet, dann spüren dies auch die 
Unternehmen. In Bezug auf den 
zweiten Punkt können wir nur 
spekulieren, wie die EU nach 
einem Schweizer Nein reagie-
ren würde. Aber eine Ungleich-
behandlung der EU-Mitglieder 
durch die Schweiz wäre für die 
EU wohl kaum tragbar. In der 
Konsequenz kann ein solcher 
Entscheid unseren bewährten 
bilateralen Weg in Frage stel-
len. Natürlich mit gravierenden 
Nachteilen für die Wettbewerbs-
fähigkeit unseres Landes. Jeder 
dritte Arbeitsplatz hängt am Aus-
tausch mit der EU. Deshalb rufen 
wir Sie auf: Engagieren Sie sich 
in Ihrem Umfeld aktiv für ein 
klares JA am 25. September!

Urs Rellstab, 

Mitglied  der Geschäftsleitung

urs.rellstab@economiesuisse.ch

mailto://rudolf.ramsauer@economiesuisse.ch
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Schwerpunkt Wirtschaftspolitik

Wirtschaftslagebericht: Nur  

zaghafte Erholung der Konjunktur
Nach den Beobachtungen 
von economiesuisse ist die 
schweizerische Wirtschaft in 
den letzten Monaten konjunk-
turell nicht weiter vorange-
kommen. Von der staatlichen 
Wirtschaftspolitik werden Re-
formmassnahmen gefordert.

Die konjunkturelle Dynamik in 
den Industrieländern hat nachge-
lassen. Ausschlaggebend dafür 
sind die sich weiterhin auf hohem 
Niveau bewegenden Erdölpreise 
und steigende Notierungen für 
Industrierohstoffe. Damit sind 
erhebliche Kaufkraftumschich-
tungen von den Verbraucherstaa-
ten zu den Produktionsländern 
verbunden, die sich dämpfend 
auf die weltweite Produktionstä-
tigkeit auswirken.

Weltwirtschaft betroffen  
von hohen Erdölpreisen
Getragen wird die weltwirt-
schaftliche Expansion nach wie 
vor von den USA und China. Die 
Aussichten auf einen günstigen 
Wirtschaftsverlauf in den USA 
sind intakt. In China hält die leb-
hafte Binnenkonjunktur an. Diese 
beiden Länder stellen allerdings 
auch weltwirtschaftliche Risiko-
herde dar, weil sie massgeblich 
zu den bestehenden aussenwirt-
schaftlichen Ungleichgewichten 
beitragen. In Japan setzt sich der 
Aufschwung mit verhaltener Dy-
namik fort. Auch in Grossbritan-
nien und den neuen EU-Ländern 
erweist sich die Konjunktur als 
vergleichsweise robust. Russland 
und zahlreiche lateinamerikani-
sche Länder profitieren von der 
Hausse an den Rohstoffmärkten. 
Demgegenüber sind die Aus-
sichten im für die schweizerische 
Konjunktur wichtigen Euroraum 
eher gedämpft. In Deutschland 
– auch im Zusammenhang mit 
den bevorstehenden Wahlen – 
herrscht erhebliche Unsicherheit 
über den weiteren Konjunktur-
verlauf; Frankreich zeigt deut-
liche Schwächetendenzen und 
Italien droht in eine Rezession 
abzugleiten. 
Trotz einer eingetrübten Euro-
pakonjunktur bleiben aber die 

weltwirtschaftlichen Perspekti-
ven nicht ungünstig. Dank einer 
akkomodierenden Geldpolitik 
und günstigen Finanzierungsbe-
dingungen an den internationa-
len Kapitalmärkten sollten die 
von den Rohstoffmärkten aus-
gehenden Belastungen verkraft-
bar bleiben. Allerdings gibt es 
weiterhin ein erhebliches Rück-
schlagspotenzial.
Für die Überwindung der kon-
junkturellen Stockungen in der 
Schweiz ist es entscheidend, dass 
die Europakonjunktur rasch wie-
der Tritt fasst. Einen Hoffnungs-
schimmer stellen vielleicht die 
günstigen Aussenhandelszahlen 
im April und Mai dar. Auch 
stufte die Industrie ihre Export-
aussichten zuletzt wieder etwas 
weniger vorsichtig ein. Zuver-
sichtlich stimmt auch die intakte 
preisliche Wettbewerbsfähigkeit 
der Schweizer Wirtschaft. Die 
intensive Nutzung der internati-
onalen Arbeitsteilung stärkt den 
Standort Schweiz und macht  
ihn widerstandsfähiger gegenü-
ber vorübergehenden Wechsel-
kursschwankungen. Die Hotel-
lerie hofft, dass sich die im Tou-
rismus beobachtete Trendwende 
auch auf die inländischen Gäste 
überträgt und auf alle Regionen 
ausbreiten wird.

Solider privater Konsum
Der private Konsum bleibt so-
lide. Er entwickelt sich aber 
nur verhalten, weil die priva-
ten Haushalte wegen der Lage 
am Arbeitsmarkt, den höhe-
ren Erdölpreisen und einer nur 
moderaten Entwicklung der 

real verfügbaren Einkommen 
zurückhaltend sind. Die Aus-
rüstungsinvestitionen werden 
erst allmählich an Schwung 
gewinnen. Die Bauwirtschaft 
einschliesslich des Ausbauge-
werbes kann in den kommenden 
Monaten noch mit einer weite-
ren Zunahme der Bauprodukti-
on rechnen. Der Geschäftsgang 
im Dienstleistungssektor bleibt 
aufwärts gerichtet. 

Zögerlicher  
Erholungsprozess erwartet
economiesuisse erwartet für 
2005 ein reales Wachstum, das 
bestenfalls an der unteren Grenze 
seiner Schätzung vom vergange-
nen Dezember liegt (1,4 bis 1,8 
Prozent). Aufgrund dieser ver-
haltenen Entwicklung ist in den 
kommenden Monaten auch nicht 
mit einer Entlastung am Arbeits-
markt zu rechnen. 
Die Geldpolitik hat angesichts 
der stagnierenden Wirtschaft und 
anhaltenden weltwirtschaftlichen 
Unsicherheiten ihre expansive 
Ausrichtung richtigerweise bei-
behalten. Allerdings zeigen die 
jüngsten Erfahrungen, dass eine 
grosszügige Geldpolitik allein 
keinen Einfluss auf das Wachs-
tumspotenzial einer Volkswirt-
schaft hat. Auch die Grenzen der 
Zinspolitik sind deutlich gewor-
den. Es liegt deshalb vor allem 
an der staatlichen Wirtschaftspo-
litik, durch weitere entschlossene 
Reformmassnahmen mitzuhel-
fen, den Wachstumsprozess wie-
der anzukurbeln. 

Erster nationaler  

Fabrik-Znüni

Am 27. August orientieren 
Unternehmen im ganzen 
Land über die Bedeutung 
der bilateralen Verträge für 
ihr Unternehmen. 

Die Federführung für den 
ersten nationalen Fabrik-
Znüni liegt beim Komitee 
«Schweizer Wirtschaft für 
die Bilateralen», die Verant-
wortung für die einzelnen 
Veranstaltungen liegt bei den 
Unternehmen.

Einfache Idee
Unternehmen in der ganzen 
Schweiz laden die Bevölke-
rung in ihren Betrieb ein und 
informieren über die bilatera-
len Abkommen mit der EU. 
Ein attraktives Rahmenpro-
gramm für Gross und Klein 
rundet den Anlass ab. Hö-
hepunkt ist ein schweizwei-
ter Ballonwettbewerb. Pro-
gramm für Kinder, Unterhal-
tungsmusik und ein kleiner 
Imbiss sorgen für Gemütlich-
keit am Fabrik-Znüni. Den 
teilnehmenden Unternehmen 
steht es frei, auch eigene 
Ideen umzusetzen.
Export- und Binnenwirt-
schaft brauchen den bilate-
ralen Weg. Denn: «Wenn die  
Exportlokomotive zieht, fährt 
auch die Binnenwirtschaft 
mit.» Das ist auch für Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitneh-
mer von Bedeutung. 

Alle machen mit!
Zur Teilnahme aufgerufen 
sind alle Unternehmen un-
abhängig von Branche oder 
Grösse, die für die Sicherung 
der bilateralen Abkommen 
eintreten. 
Je mehr Unternehmen teil-
nehmen, desto stärker ist 
das Zeichen der Schweizer 
Wirtschaft für ein Ja und  
desto grösser sind die Chan- 
cen für einen positiven Aus-
gang des Urnengangs vom 
25. September. Machen auch 
Sie mit! 
Weitere Informationen erhal-
ten Sie mit einem E-Mail an: 

Wir unterstützen Sie gerne.

stefan.kern@bilaterale.ch

rudolf.walser@economiesuisse.ch



Seite 3 Nr. 7-8 / Juli-August 2005

Ist der neue Lohnausweis praxistauglich?
Die Schweizerische Steuer-
konferenz, die Vereinigung 
der schweizerischen Steuer-
behörden (SSK), hat am  
21. Juni 2005 das Pilotprojekt 
zum neuen Lohnausweis  
gestartet. 

Ziel ist es, den neuen Lohnaus-
weis vor der generellen Einfüh-
rung im Jahr 2007 zu testen. Da-
bei wirken die Spitzenverbände 
der Wirtschaft (economiesuisse, 
Schweizerischer Gewerbever-
band und Schweizerischer Ar-
beitgeberverband) mit. So sollen 
allfällige Schwierigkeiten er-
kannt und notwendige Änderun-
gen vor der definitiven Einfüh-
rung vorgenommen werden. Die 
Spitzenverbände der Wirtschaft 
stehen weiterhin hinter dem hart 
verhandelten Kompromiss mit 
der kantonalen Finanzdirekto-
renkonferenz. Der Kompromiss 
kam im November 2004 unter 
Vermittlung von Bundesrat Merz 
zustande. Die Steuerbehörden 

wollen ihre Vollzugspraxis 
zum Lohnausweis wie bis-
her gesetzeskonform weiter-
führen. In dem Sinn ist we-
der eine Praxisverschärfung 
noch eine Erweiterung des 
Steuersubstrats zu erwarten.

Gründliche Evaluation  
im Vordergrund
Sowohl für die Steuerbehör-
den wie auch für die Spit-
zenverbände der Wirtschaft 
steht nun die Pilotphase des 
neuen Lohnausweises und 
die gründliche Auswertung 
seiner Wirkung im Vordergrund. 
Dies dürfte helfen, die Diskus-
sion zu versachlichen. Deshalb 
arbeiten beide Seiten konstruktiv 
an der Durchführung des Pilot-
projekts. Dieses wird wie folgt 
organisiert:
■ Es wird geprüft, ob der neue 
Lohnausweis technisch umsetz-
bar, administrativ tragbar und 
ökonomisch sowie fiskalisch 
vernünftig ist. 

■ Dazu soll eine repräsentative 
Gruppe von Arbeitgebern aus 
dem privaten und öffentlichen 
Sektor sowie aus den verschiede-
nen Kantonen mitwirken.
■ Die am Pilotprojekt beteilig-
ten Arbeitgeber können auf eine 
kompetente und unentgeltliche 
Fachunterstützung zählen.
■ Die Angaben der beteiligten 
Arbeitgeber werden absolut ver-
traulich behandelt und dürfen 

nicht an die zuständige Ver-
anlagungsbehörde übermit-
telt werden.
■ Eine gemischte Arbeits-
gruppe aus Vertretern der 
Steuerbehörden und der 
Wirtschaft wird sicherstel-
len, dass das Projekt ausge-
wogen beurteilt wird.

Einladung zur Teilnahme
Eine erfolgreiche Durch-
führung des Pilotprojekts 
hängt von einer regen und 
repräsentativen Beteiligung 
von Arbeitgebern ab. Erst 

aufgrund erhärteter Befunde in 
der Auswertung der Pilotphase 
sollen weitere Schritte bzw. all-
fällige Anpassungen ins Auge 
gefasst werden. 
Die SSK und die Spitzen- 
verbände der Wirtschaft laden 
daher alle interessierten Arbeit-
geber ein, am Pilotprojekt mitzu-
wirken. Anmeldung unter: 

www.steuerkonferenz.ch

Grafik des Monats

Schweiz hält Rekord bei Staatsaufblähung
Ländern mit einer nachhalti-
gen Finanzpolitik ist es gelun-
gen, die Staats- und Fiskalquo-
te seit 1990 parallel zu senken. 
Die Schweiz hingegen hat ihre 
öffentlichen Finanzen nicht im 
Griff. 

Sowohl die Ausgaben als auch 
die Steuerbelastung nahmen im 

internationalen Vergleich am 
stärksten zu. Betrachtet man 
die Entwicklung der Staats- 
und Fiskalquoten seit 1990, 
so fällt die Schweiz auf einen 
der unrühmlichen letzten Plät-
ze. Der grossen Mehrheit der 
OECD-Länder ist es nämlich 
seit 1990 gelungen, ihre Staats-
ausgaben deutlich zu senken, 

wogegen sie in der Schweiz um 
über sieben BIP-Prozentpunkte 
zulegten. Bei der Fiskalquote 
zeigt sich ein etwas uneinheitli-
cheres Bild. Zahlreiche Staaten 
konnten sie aber zumindest sta-
bilisieren, wogegen sie in der 
Schweiz weiter zunahm.
Aufgrund unterschiedlicher De-
finitionen und Abgrenzungs-

probleme sind Vergleiche und 
Interpretationen der absoluten 
Niveaus der Quoten teilweise 
schwierig. Statistisch gute Aus-
sagen können hingegen über 
die Entwicklung der nationalen 
Quoten im Zeitvergleich ge-
macht werden. So vermochten 

Fortsetzung auf Seite 4
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Neuer Finanzplan: Mehrausgaben  

machen Entlastungsbemühungen zunichte
Der neue Finanzplan des  
Bundes gibt Anlass zur Sorge. 
Mit Mehrausgaben von acht 
Milliarden Franken bis 2009 
droht erneut eine Entgleisung.

Dank den Entlastungsprogram-
men (EP) 03 und 04 konnte der 
ursprünglich geplante masslose 
Zuwachs der Bundesausgaben 
für die Periode 2003 bis 2007 
rechtzeitig korrigiert und auf 
einen nachhaltigeren Kurs ent-
lang der Teuerung gebracht 
werden. So wurde es in einer 
Motion vom Parlament gefor-
dert. Die federführende Rolle 
des Bundesrats (insbesondere 
des Eidg. Finanzdepartements) 

ist dabei sehr zu begrüssen. Die 
Bundesfinanzen sind bis Ende 
2007 etwa stabilisiert. Ab 2008 
droht jedoch die Ausgaben-
disziplin erneut zu entgleisen:  
Ohne Korrektur könnten bis 
2009 finanzpolitisch unverant-
wortbare Mehrausgaben von 
fast acht Milliarden Franken 
gegenüber dem Voranschlag 
2005 entstehen. Die Gefahr 
dieser Fehlentwicklung wur-
de erstmals klar, als vor ein 
paar Tagen der Bundesrat – im 
Rahmen seiner traditionellen 
Finanzplanung – die neuen 
Eckdaten zur Entwicklung der 
Staatsausgaben für die Periode 
2006 bis 2009 vorgestellt hat. 

Ausufernde Staatstätigkeit
In einem solchen Szenario wer-
den die Anstrengungen der EP 
03 und 04 zur Ausgabendiszi-
plin wieder zunichte gemacht. 
Einmal mehr rechnet der Bun-
desrat mit einem längerfristi-
gen übermässigen – und damit 
inakzeptablen – Anstieg der 
Ausgaben und Einnahmen. So 
geht der Bundesrat für diese 
beiden Parameter von einem 
Wachstum ab 2007 bis 2009 
von beinahe sechs Prozent pro 
Jahr aus. Eine derartige Ausufe-
rung der Staatstätigkeit ist alles 
andere als finanziell nachhaltig. 
Behörden und Politik dürfen 
dieser Entwicklung nicht taten-

los zusehen. Die Begründung, 
man rechne mit schwarzen Zah- 
len und damit mit einer Konfor-
mität mit der Schuldenbremse, 
verdeckt die eigentlich nega-
tive Dynamik und ist schlicht 
scheinheilig.

Ursachen und Rezepte  
bekannt
Neben den Risiken massiver 
Mehrbelastungen (optimistische 
Wachstumsprognosen, Sanie-
rung der Pensionskassen von 
Post und SBB, medienpolitische 
Wünsche, familien- und sozial-
politische Anliegen für Ergän-
zungsleistungen bzw. Zulagen 
sowie Agglomerationsverkehr) 
sind die eigentlichen Ursachen 
dieser Fehlentwicklung bekannt: 
Vor allem die Automatismen 
sowohl bei der Zusatzfinan-
zierung der IV (MWST-Erhö-
hung) als auch bei den Finan-
zierungsmechanismen für die 
Bahngrossprojekte (Erhöhung 
der LSVA-Ansätze) erklären 
die Entwicklung und höhlen die 
finanziellen Spielräume bei der 
Budgethoheit des Bundes aus. 
Darunter werden die übrigen 
Aufgabenbereiche gezwunge-
nermassen leiden. Deshalb sind 
vor allem ausgabenseitig ein-
schränkende Strukturreformen 
bei der Bahnlandschaft und bei 
den Sozialwerken gefragt. Der 
Bundesrat hat diese Reformen 
in Aussicht. Diese sind prioritär 
anzugehen, und zwar finanzpo-
litisch tragbar.

pascal.gentinetta@economiesuisse.ch 

wirtschaftlich erfolgreiche Län-
der sowohl ihre Staats- als auch 
Fiskalquote parallel zu reduzie-
ren. Dazu zählen insbesondere 
Neuseeland, Irland, die Slowa-
kei, Ungarn und Polen. Länder 
mit hohen Verschuldungsaltlas-
ten wie Belgien, Italien, Kanada, 
Dänemark oder die Niederlande 
konnten, teilweise aufgrund des 
Konsolidierungsdrucks durch  
die Maastrichter Kriterien, ih-
re Staatsausgaben drosseln und 
ihre Verschuldung stabilisieren 
oder abbauen. In wirtschaftli-

chen Schwierigkeiten stecken 
neben der Schweiz insbesonde-
re Deutschland, Frankreich und 
Japan. Japan vermochte zwar 
die Fiskalquote zu senken. Im 
Gegenzug hat sich die Staatsver-
schuldung jedoch anteilsmässig 
zum BIP weit mehr als verdop-
pelt.

Sonderrolle Schweiz
Da die Schweiz einen erhebli-
chen Teil ihres obligatorischen 
Sozialstaates durch Zwangsbei-
träge an private Versicherungs-
einrichtungen (z.B. Suva, ob- 

ligatorische Krankenkassenprä-
mien) «ausserhalb» der offiziel- 
len OECD-Fiskalquote finan-
ziert, ist auch das Niveau und die 
Entwicklung der umfassenden 
Fiskalquote von Interesse: Wer-
den alle Abgaben mit obligato-
rischem Charakter in die Fiskal-
quote eingerechnet, so erhöhte 
sich die Fiskalquote von 36,5 
Prozent im Jahr 1990 auf 42,8 
Prozent 2002, d.h. noch deutlich 
stärker als die offizielle OECD-
Quote. Bislang konnte sich die 
Schweiz noch zurücklehnen und 
sich auf ihre gute Ausgangsposi-

tion tiefer Staats- und Fiskalquo-
ten berufen. Doch der einstige 
Vorsprung von 1990 ist praktisch 
dahingeschmolzen. Die Schweiz 
steht finanzpolitisch vor einer 
eigentlichen Trendwende: Nur 
mittels struktureller Reformen 
kann die Schweiz ihren nega-
tiven Trend stoppen und die 
Staats- und Fiskalquoten stabi-
lisieren und schliesslich senken. 
Was anderen Ländern gelungen 
ist, das sollte auch der Schweiz 
gelingen.

Fortsetzung von Seite 3

brigitte.lengwiler@economiesuisse.ch 
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Unternehmenssteuerreform: 

Richtig, aber unter den Erwartungen
Die Vorschläge des Bundes- 
rats gehen in die richtige 
Richtung. Dennoch bleibt der 
Reformschritt insgesamt  
zögerlich, verglichen mit der 
internationalen Steuerdyna-
mik. 

Der Effekt auf Wirtschafts-
wachstum und Arbeitsplätze 
dürfte entsprechend bescheiden 
ausfallen. Im Interesse der Un-
ternehmer und der KMU sowie 
den mit ihnen verbundenen Ar-
beitsplätzen wird sich economie-
suisse für eine Optimierung der 
Vorlage einsetzen. Ziel soll es 
sein, unter Berücksichtigung der 
kantonalen Tarifautonomie die 
Wachstumseffekte der Reform 
und ihren gesamtwirtschaftli-
chen Nutzen zu maximieren. 
Deshalb werden eine Teilbesteu-
erung von höchstens 50 Prozent 
für alle Dividenden, eine KMU-
freundliche und gezielte Rege-

lung der «Ärgernis»-Tatbestän-
de sowie die Abschaffung der 
Emissionsabgabe erwartet. 

Dringliche Lösung  
für indirekte Teilliquidation
Dringlich für die Übergangszeit 
bis zum Inkrafttreten der Reform 
ist eine Lösung für den unhalt-
baren Zustand bei der indirekten 
Teilliquidation. Dieser wurde 
durch einen fiskalistischen und 
breit kritisierten Bundesgerichts-
entscheid ausgelöst. Durch diese 
neue Praxis werden gegenwärtig 
zahlreiche sinnvolle Nachfolge-
regelungen und Unternehmens-
übertragungen, insbesondere im 
KMU-Bereich, stark beeinträch-
tigt. Der Bundesrat gibt auf diese 
KMU-feindliche Steuerpraxis 
keine Antwort.

Ausland holt auf
Die Schweiz muss mehr tun 
als bloss bestehende steuer-

liche Vorteile zu verteidigen 
und unhaltbare Hindernisse zu 
belassen. Der Steuerbereich 
entwickelt sich international  
rasch und dynamisch. Die in 
gewissen Bereichen noch rela-
tiv gute Position der Schweiz 
darf nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass im internationalen 
Kontext die schweizerische 
Entwicklung besorgniserregend 
ist. Angesichts der generell er-
höhten Reformbereitschaft in 
den umliegenden Ländern – ins-
besondere in Irland, Österreich 
und den neuen EU-Oststaaten 
– gerät die Schweiz zunehmend 
unter steuerpolitischen Druck. 
Die Schweiz muss sich auch 
im Steuerbereich weiterhin mit 
den Besten messen können und 
braucht deshalb eine Offen-
sivstrategie. Die Schweiz hat die 
Mittel dazu.

pascal.gentinetta@economiesuisse.ch

Monopolrente zulasten von Kunden 

und Wettbewerb
Der PostReg-Bericht bestätigt 
die Notwendigkeit und die 
Tragbarkeit der vollständigen 
Marktöffnung.

Basierend auf den Schlussfolge-
rungen des Berichts der Regulati-
onsbehörde PostReg fordert eco-
nomiesuisse mit Nachdruck eine 
vollständige Öffnung des Post-
marktes und erwartet die rasche 
Vorbereitung der entsprechenden 
Rahmenbedingungen seitens der 
Behörden. Dabei ist auf die Ent-
wicklungen in Europa Rücksicht 
zu nehmen. 
Eine konsequente Postmarkt-
öffnung ist der einzige Weg zur 
Stärkung des schweizerischen 
postalischen Sektors. Nur mit 
einem verzerrungsfreien Wett-
bewerb können, im Interesse der 
Kundschaft, die überhöhten Mo-
nopolpreise der Schweizerischen 
Post endlich gesenkt und das 
Preis-Leistungs-Verhältnis ver-
bessert werden. Diesbezüglich 
kann speziell auf die positiven 
Erfahrungen der Marktöffnung 
seit 2004 im Paketbereich hin-

gewiesen werden. Der 
Briefmonopolschutz der 
Schweizerischen Post 
führt zu einer deutli-
chen Überfinanzierung 
des Universaldienstes 
und damit der Grund-
versorgung. Eine poten-
zielle «Gefährdung des 
Service public» infolge 
Marktöffnung entbehrt damit 
jeder Grundlage. Dies bestätigt 
der PostReg-Bericht, der einen 
Gewinn des Universaldienstes 
von etwa 800 Mio. Franken aus-
weist – und dies selbst nach Ab-
zug des vollumfänglichen so ge-
nannten «Infrastrukturbeitrags» 
für die Kosten des komfortablen 
Poststellennetzes. Damit wird 
klar, dass sich das Monopol der 
Schweizerischen Post zulasten 
der Briefkunden preiserhöhend 
auswirkt – es sei an die sukzessi-
ven Tariferhöhungen der letzten 
Jahre erinnert – und den Eintritt 
von neuen Wettbewerbern ver-
hindert. Zudem werden Bereiche, 
die bereits heute dem Wettbewerb 
ausgesetzt sind (insbesondere Pa-

kete und Finanzdienstleistungen), 
weiterhin querfinanziert. 

Spielraum für Wettbewerb
Im Gegensatz zur Praxis in allen 
übrigen europäischen Ländern 
leisten diese Bereiche keinen An-
teil an die Kosten des so genann-
ten «Infrastrukturbeitrags» für das 
ganze Poststellennetz. Diese selt-
same Praxis der Schweizerischen 
Post wird auch von der PostReg 
kritisiert. Die neuen Erkenntnisse  
bestätigen, dass es – selbst unter  
Berücksichtigung der Kosten ei- 
nes politisch vorgegebenen Post-
stellennetzes – noch grossen Spiel- 
raum für mehr Wettbewerb gibt.

pascal.gentinetta@economiesuisse.ch

Unternehmer  

für die Bilateralen 

Das Komitee «Schweizer 
Wirtschaft für die Bilatera-
len» mit über 200 hoch- 
karätigen Mitgliedern setzt 
sich für ein Ja ein. 

Die Export-Lokomotive, wel-
che von guten Aussenbeziehun-
gen profitiere, ziehe die Bin-
nenwagen mit, erklärte Johann 
Schneider-Ammann, Präsident 
Swissmem, anlässlich der Me-
dienkonferenz des Komitees 
«Schweizer Wirtschaft für die 
Bilateralen» vom 6. Juli in Bel-
lach. Joseph Maushart, CEO der 
Fraisa SA in Bellach, erläuterte, 
wie die gesamte Wertschöpfung 
der Fraisa auf den bilateralen 
Abkommen abgestützt ist. Mit-
arbeiter aus Bellach, Ungarn 
und Tschechien sowie Vertreter 
von Lieferanten und ein Hote-
lier bezeugten, dass alle Glieder 
der Kette profitierten.

Wichtig für Wirtschaft
Die Präsidenten von fünf Wirt-
schaftsverbänden betonten die 
Wichtigkeit des Personenver-
kehrs-Abkommens. Jeder dritte 
Franken und damit jeder dritte 
Arbeitsplatz hänge am Handel 
mit der EU, so economiesuisse- 
Präsident Ueli Forster. Für Ar-
beitsplätze in der Schweiz setzt 
sich auch Rudolf Stämpfli, Prä-
sident des Schweizerischen Ar-
beitgeberverbands, ein. «Es ist 
richtig, dass man sich mit den 
Sozialpartnern einig geworden  
ist über einen massvollen Ka-
talog zum Schutz des Arbeits-
markts.» Wie Studien und Praxis 
zeigen, sei Stellenverlust und  
Lohndruck nicht zu erwarten. Edi  
Engelberger, Präsident Schwei- 
zerischer Gewerbeverband, sieht  
auch für KMU-Betriebe dank 
Qualitätsvorteilen die Chancen 
in den Bilateralen. Jean-Daniel  
Pasche, Präsident des Verbands 
Schweizerischer Uhrenindustrie, 
sprach die Wichtigkeit des Per-
sonenverkehrs-Abkommens für 
Innovation und Produktion von 
Uhren in der Schweiz an. 
Ein Nein am 25. September 
bringe grossen Schaden für die 
Schweizer Wirtschaft, befürch-
ten alle Referenten. 

www.bilaterale.ch
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Energie-Agentur der Wirtschaft

Besseres Raumklima mit weniger Energie
Die Zehnder Group Produk-
tion in Gränichen hat dank 
eines neuen Heizsystems dop-
pelt gewonnen: motiviertere 
Mitarbeiter und einen gerin-
geren Energieverbrauch.

Mit einem jährlichen Umsatz 
von rund 550 Millionen Franken 
ist die Zehnder Group führen-
de Anbieterin von Heizkörpern 
aus Stahlrohr. Die Schonung der 
Ressourcen unter dem Aspekt 
der Wirtschaftlichkeit war schon 
immer ein wichtiger Teil der Un-
ternehmenspolitik. Seit Beginn 
ist das Traditionsunternehmen 
Teilnehmer beim Programm der 
Energie-Agentur der Wirtschaft 
(EnAW). Es setzt sich damit 
aktiv mit der CO2-Problematik 

auseinander und ist angespornt, 
seine Energieeffizienz zu verbes-
sern. Mehrere Massnahmen aus 
dieser Zusammenarbeit wurden 
bereits umgesetzt.
In einer älteren Halle in der Pro-
duktionsanlage in Gränichen 
wurde seit dem Baujahr 1970 mit 
Luftheizapparaten geheizt. Dies 
führte in der acht Meter hohen 
Halle zu Zugluft und frierenden 
Mitarbeitern während der kalten 

Wintertage. Bei der Luftheizung 
wird es an der Decke warm, am 
Boden bleibt es kalt. Damit es am 
richtigen Ort warm ist, braucht es 
an der Decke eine wesentlich hö-
here Lufttemperatur als auf Kör-
perhöhe. Dies führte zu einem 
hohen Energieverbrauch, da bei 
einer Luftheizung das gesam-
te Gebäudevolumen aufgeheizt 
wird.

Beachtliche Resultate
Für das Wohlbefinden des Men-
schen ist nicht die Lufttempera-
tur, sondern die Empfindungs-
temperatur – der Mittelwert aus 
Umgebungs- und Raumlufttem-
peratur – massgebend. Decken-
strahlplatten waren daher die 
ideale Lösung. Diese haben die 

gleiche Wirkung, wie wenn man 
im Winter in den Bergen bei Son-
nenschein trotz tiefer Tempera-
turen im T-Shirt draussen sitzen 
kann. Kältegefühle und Zugluft 
gehören nun der Vergangenheit 
an. Da die Raumtemperatur um 
3° C reduziert wurde und die Luft-
temperaturschichtungen deutlich 
geringer sind, konnte der Ener-
gieverbrauch um rund 30 Prozent 
reduziert werden. Mit einer In-
vestition von total 70 000 Franken 
spart die Zehnder Group somit 
jährlich gegen 220 MWh Heizöl. 
Die Pay-back-Zeit wird auf fünf 
Jahre geschätzt. Geschäftsführer 
Walter Weber ist überzeugt, dass 
sich diese Einsparungen für die 
Umwelt und das Unternehmen 
bezahlt machen.

Produktionshalle mit Deckenstrahlplatten.

Probleme mit dem CO2-Gesetz
Nach rund vierjähriger Dis-
kussion hat der Bundesrat 
über die Grundsätze der 
schweizerischen Klimapolitik 
bis 2012 entschieden. Es beste-
hen Unsicherheiten beim Voll-
zug des CO2-Gesetzes. Der 
Klimarappen ist nun rasch 
und wirksam umzusetzen. 

Mit dem Entscheid des Bundes-
rats, eine Abgabe auf Brennstof-
fen einzuführen und den Klima-
rappen auf Treibstoffen als frei-
willige Massnahme zuzulassen, 
stellen sich diverse Vollzugs-
fragen. Bekannte Mängel des 
CO2-Gesetzes machen sich aber 
wieder bemerkbar. Eine zentra-
le Schwachstelle ist das Fehlen 
einer Regelung für neue Gross-
emittenten wie beispielsweise 
neue Gaskraftwerke und indust-
rielle Eigenerzeuger. Die feh-
lende Kompatibilität zum euro-
päischen Handel mit Emissions-
zertifikaten hat der Bundesrat 
bei seinem Entscheid über die 
CO2-Abgabeverordnung und die  
CO2-Anrechnungsverordnung 
mit einem zweifelhaften Kunst-
griff zu beheben versucht.

Problematische Neuregelung 
der Emissionsreduktionen
Konkret sollen fortan Unterneh-
men Emissionsverminderungen 
auch ausserhalb des Betriebs 

vornehmen können, wenn dies 
innerhalb des Betriebs technisch 
nicht möglich oder wirtschaft-
lich nicht tragbar ist. Solche Un-
ternehmen dürfen sich zudem 
30 Prozent ihres Reduktions-
ziels mit Emissionsreduktionen 
im Ausland gutschreiben lassen. 
Aus Sicht der Wirtschaft ist die-
se Lockerung der Vorschriften  
zu begrüssen: Der im Ausland 
erzielte Reduktionsanteil dürfte 
jedoch ruhig noch grösser sein, 
z.B. 50 Prozent. Problematisch 
ist dagegen, dass mit diesem 
Kurswechsel bestehende Ver-
pflichtungen, die mit der Ener-
gie-Agentur der Wirtschaft ge-
schlossen wurden, diskreditiert 
und unterwandert werden. Diese 
schreiben nämlich vor, dass aus-
schliesslich innerbetriebliche 
Einsparungen vorgenommen 
werden dürfen und sich höchs-
tens acht Prozent im Ausland 
erzielter Emisssionsreduktionen 
anrechnen lassen. Unschön ist 
auch, dass eine Anpassung der 
Emissionsziele letztmals 2010 
erfolgen wird, was im Wider-
spruch steht zur bisher geltenden 
Richtlinie der Bundesbehörden 
aus dem Jahr 2001.

Dringend nötige Einführung 
des Klimarappens
Aus Sicht der Wirtschaft sind 
diese weder im Gesetz noch in 

der Vernehmlassung in Aussicht 
gestellten «Neuregelungen» un-
verständlich. Dadurch wird auch 
gegen das Prinzip von Treu und 
Glauben bei den bestehenden 
Reduktionsverpflichtungen der 
Wirtschaft verstossen. Sollte der 
Bundesrat auf der Beibehaltung 
dieser Verordnungselemente 
beharren, muss berechtigterwei-
se der Sinn der CO2-Abgabe auf 
Brennstoffen in Frage gestellt 
werden. Das Parlament kann bei 
der Genehmigung des Abgabe-
satzes entscheidend mitbestim-
men. Volkswirtschaftlich güns-
tiger wäre ohnehin, sämtliche 
Optionen zur Emissionsreduk-
tion gemäss Kyoto-Protokoll 
voll auszuschöpfen, wozu auch 
eine angemessene Anrechnung 
des schweizerischen Waldbe-
stands als CO2-Senke gehört. Es 
ist unverständlich, dass sich die 
Schweiz auf dem Verordnungs-
weg unnötig einschränkt sowie 
Hindernisse und teure Sonder-
lösungen für Wirtschaft und Ge-
sellschaft aufbaut. Es ist deshalb 
dringend nötig, dass der Kli-
marappen nun rasch eingeführt 
werden kann und seine Mög-
lichkeiten unter Beweis stellt. 
Nach dem derzeitigen Fahrplan 
wird dies frühestens ab dem  
1. Oktober 2005 der Fall sein.

urs.naef@economiesuisse.ch

Erneute Wahl  

eines Schweizers  

Pierre Tercier wurde zum  
Präsidenten des Internationa-
len ICC-Schiedsgerichtshofs  
in Paris gewählt.
Pierre Tercier, Pro- 
fessor an der Uni- 
versität Freiburg, 
verfügt über fun- 
dierte Erfahrung in  
der Internationalen  
Schiedsgerichtsbar- 
keit und in der 
Schlichtung von 
Streitigkeiten. Er war auch Prä- 
sident der Schweizer Kartell- 
kommission. Er wird seine  
Funktion als Präsident des 
Schiedsgerichtshofs am 1. März 
2006 aufnehmen.
ICC-Switzerland nimmt bei der 
Bestellung von Schiedsrichtern 
eine Spitzenposition ein. Pro-
fessor Tercier löst Maître Robert 
Briner (Genf) ab, der den Inter-
nationalen Schiedsgerichtshof 
seit fast zehn Jahren präsidiert. 
Es ist somit das zweite Mal, dass 
ein Schweizer an die Spitze des 
Gerichtshofs gewählt wird. Aus-
serdem hat Michel Bonnard, be-
ratender Ingenieur in Lausanne, 
den Vorsitz des Internationalen 
Zentrums für Gutachten, eines 
ICC-Dienstes in Paris übernom-
men. 

Professor  

Pierre Tercier
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Brüssel aktuell – News von economiesuisse Brüssel

Unternehmensbesteuerung:

Misstöne bei der Harmonisierung
Das Projekt einer konsolidier-
ten Bemessung der Unter-
nehmenssteuer ist zukunfts-
weisend. Bei Kritikern gilt 
es hingegen als Trojanisches 
Pferd für eine Angleichung 
der Steuersätze. 

Forderungen nach mehr Wettbe-
werb hüben, Festhalten an einer 
vertieften Union drüben: Die 
Fronten innerhalb der EU sind 
deutlicher denn je. Das zeigt sich 
auch in den Bestrebungen um 
eine Harmonisierung der Unter-
nehmensbesteuerung.

Wesentliche Vereinfachung
In der europäischen Steuer-
landschaft herrscht ein harscher 
Wettbewerb um die Gunst der 
Unternehmen, der mit der Ost-
erweiterung noch zugenommen 
hat. In diesem Klima setzen 
nicht wenige Staaten auf Blo-
ckade: Deutschland und Frank-
reich forderten Anfang 2004  
eine europaweite Angleichung 
der Steuersätze, um dem «Steuer- 
Dumping» einen Riegel vorzu-
schieben. Durchgesetzt hat sich 
schliesslich das Projekt einer 
gemeinsamen Bemessungsregel 
für den Unternehmensgewinn. 
Zuständig für die technische 
Ausarbeitung ist die Ende 2004 
gebildete «Working Group on 
the Common Consolidated Cor-
porate Tax Base» (CCBT). In 

spätestens fünf Jahren soll die 
fertige Vorlage auf dem Tisch 
liegen. Ein ehrgeiziges Ziel, 
das durchaus Vorteile mit sich 
bringt: Statt 25 verschiedene 
Perspektiven gibt es eine einzige 
wirtschaftliche Gesamtbetrach-
tung. Grenzüberschreitend tätige 
Konzerne werden erstmals als 
Einheiten wahrgenommen, die 
Gewinne direkt verrechnen und 
nach einem Schlüssel auf die 

jeweiligen EU-Länder aufteilen. 
Erst dann erfolgt die Besteue-
rung. Mit dieser Vereinfachung 
wird die Wettbewerbsfähigkeit 
des Standorts Europa wesentlich 
erhöht. Doch wie ist es um den 
Steuerwettbewerb bestellt? 
Vorab Grossbritannien fürchtet 
um die Flexibilität seiner Fis-

kalpolitik und wendet sich strikt 
gegen die konsolidierte Bemes-
sungsgrundlage. Kommt hinzu, 
dass mit der Harmonisierung 
die Diskrepanzen zwischen den 
Steuersystemen zunehmen dürf-
ten, da bisher in der Bemessung 
versteckte Unterschiede auf die 
Steuersätze überwälzt wurden. 
Das wiederum würde der Forde-
rung nach einer Angleichung der 
Sätze neuen Aufwind geben. Ist 
die Corporate Tax Base ein Tro-
janisches Pferd für die Anglei-
chung der Steuersätze? 

Gefahr der Abschottung
Das Szenario sei nicht von der 
Hand zu weisen, schätzt die In-
dustrie-Holding, die Vereinigung 
Schweizerischer Industrie-Hol-
dinggesellschaften. Mehr noch: 
Ist der harmonisierte Raum um-
gesetzt, besteht die Gefahr einer 
Abschottung gegen aussen. So 
könnte von den Zwischenge-
sellschaften der EU-Konzerne 
in der Schweiz verlangt werden, 
dass sie den hier erwirtschafteten 
Gewinn nach EU-Bemessungs-
regeln versteuern. Erhöht sich 
andererseits mit der Harmoni-
sierung die Effizienz des EU-
Binnenmarkts, steigt hierzulande 
der Reformdruck: Die Schweiz 
müsste endlich ein Konzernsteu-
errecht schaffen. Grund genug 
also, die nächsten Entwicklungen 
sehr genau zu beobachten.

Keine Wunder  

von der Wachstums-

front zu erwarten

Das französische und hollän-
dische Nein zur Verfassung 
war eine schlechte Nachricht 
für die europäische Wirt-
schaft. Zum einen beginnt  
damit eine möglicherweise 
lang andauernde Zeit der Un-
sicherheit. Zum andern könnte 
es aber auch Rechtsreformen 
innerhalb der Union behin-
dern, die nötig sind, um die 
Gemeinschaft kompetitiver 
zu machen. Und schliesslich 
verbessern die damit verbun-
denen institutionellen Schwie-
rigkeiten die wenig positive 
Gesamtbilanz nicht. 
Tatsache ist: Das Wirtschafts-
wachstum ist schwach, die 
Schaffung von Arbeitsplät-
zen ist ungenügend und die 
Arbeitslosigkeit bleibt hoch. 
Zu diesen besorgniserregen-
den Tatsachen kommt die 
neue Undiszipliniertheit ei-
niger Mitglieder in Sachen 
Finanzen und die wachsende 
Konkurrenz aus den USA und 
Asien. Diese wenig rosigen 
Feststellungen wurden anläss-
lich der Jahresversammlung 
des Council of the Directors 
of European Industrial Fede-
rations gemacht, die am 1. Juli 
in Lissabon stattfand und an 
der economiesuisse ebenfalls 
teilnahm. 
Ohne rasche Kursänderung  
dürfen in den nächsten Jah- 
ren bei der Wirtschaftsent- 
wicklung der EU folglich  
keine Wunder erwartet wer- 
den. Allerdings verspricht 
sich die Wirtschaft viel für 
das zweite Halbjahr. Die  
EU-Präsidentschaft Grossbri- 
tanniens gibt berechtigten  
Grund zur Hoffnung, den ver- 
breiteten Pessimismus zu ver- 
treiben und eröffnet neue,  
realistische und konkrete 
Wachstums- und Beschäfti-
gungsperspektiven. 

Freier Dienstleistungsverkehr nötig für Wachstum

Die neue EU-Dienstleistungs-
Richtlinie bringt grosse Er-
leichterungen für den Sektor. 
Zentrale öffentliche Dienste 
bleiben beim Staat. 

Der EU-Binnenmarkt ruht auf 
vier Pfeilern: dem freien Ver-
kehr von Waren, Personen, 
Kapitalgütern – und Dienstleis-
tungen. Letzterer ist auf nati-
onaler Ebene weiterhin stark 
eingeschränkt. Die längst fällige 
Öffnung soll die im Januar 2004 
in die Europäische Kommis-
sion eingebrachte Dienstleis-
tungs-Richtlinie bringen. Dies 
entspricht nicht nur der Logik 

der Vollendung des EU-Binnen-
marktes, sondern ist auch ein 
Kernelement der ehrgeizigen 
Lissabon-Agenda.

Arbeitsplätze sichern
Was will die Dienstleistungs-
Richtlinie? Nichts mehr als die 
Freiheit, europaweit eine Ge-
schäftstätigkeit aufzunehmen 
und Dienstleistungen anzubie-
ten. Der Zugang zu neuen Ab-
satzmärkten wird erleichtert, die 
Wachstumschancen des ganzen 
Sektors erhöht und damit letztlich 
die Sicherheit der Arbeitsplätze. 
Gleichzeitig bleiben Dienste von 
hohem öffentlichen Interesse, 

etwa Bildung und Gesundheits-
wesen, von den Neuerungen 
ausgenommen: Befürchtungen 
bezüglich Arbeitslosigkeit und 
der Privatisierung wichtiger öf-
fentlicher Dienste sind also un-
begründet.

Tauziehen hat erst begonnen
Die «Direktive Bolkestein» er-
wartet einen heissen Herbst im 
EU-Parlament: Über 1000 Ände-
rungsanträge müssen behandelt 
werden. Erst eine Abstimmung 
des zuständigen Ausschusses 
Mitte September wird andeu-
ten, in welche Richtung sich die 
Richtlinie bewegen wird.

florent.roduit@economiesuisse.ch

Florent Roduit,  

Delegierter in Brüssel

Laszlo Kovacs, der zuständige  

EU-Kommissar für Steuern und Zoll
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KMU-Porträt: Geomag SA

Geomag ist Beispiel eines er-
folgreichen Produkts. Obwohl 
eigentlich ein wissenschaft-
liches Spiel, ist das Produkt 
nicht einfach einzuordnen. 
Weltweit fünfzig Kopier- 
versuche zeugen vom Erfolg 
von Geomag.

Der Erfinder von Geomag, 
Claudio Vicentelli, empfängt 
uns am Firmensitz der 2003 in 
Rancate gegründeten Geomag 
SA. Die Produktion befindet 
sich in Novazzano. 1988 hatte 
er die Idee, in der Spielbran- 
che magnetische Anwendungen 
einzuführen. Daraus entwickel-
te sich ein einfaches und gleich-
zeitig innovatives Produkt. 
Geomag beruht auf einem in-
ternational deponierten Patent. 
Das System besteht aus mag-
netischen Modulen, die, von 
Hand zusammengesetzt, die 
verschiedensten zwei- und drei-
dimensionalen Formen erge- 
ben. Die magnetischen Stäb-
chen, umfasst von ein paar 
Millimeter Plastik, werden mit 
kleinen Metallkugeln kombi-
niert. Der Kreativität von Alt 
und Jung sind keine Schranken 
gesetzt.

Innovativ und präzise
Es war nicht einfach, ein so 
überzeugendes Resultat zu er-
zielen. Der Ausgewogenheit 
der Dimensionen der beiden 
Elemente von Geomag – Stab 
und Kugel – kommt dabei gros-
se Bedeutung zu. Das Verhält-
nis zwischen der magnetischen 
Anziehungskraft und dem 
Gewicht musste so hoch wie 
möglich sein. Betrachtet man 
den Eiffelturm in Paris oder 
irgendeine andere, der mensch-
lichen Fantasie entsprungene 
Struktur, begreift man, dass die 
wichtigsten Elemente von Geo-
mag der hohe Innovationsgrad 
und ein extrem hoher Präzisi-
onsgrad sind.

Zwei Teile,  
ein Anwendungsuniversum
Der Entscheid, den Magnetstab 
und die Metallkugel in einer  
einzigen Grösse anzubieten, 
vereinfacht und erhöht die Viel- 

seitigkeit der Verwendung. Aus- 
serdem ermöglicht die Verwen-
dung von nur zwei Komponen-
ten eine rasche Entwicklung 
des Produkts und eine ren-
table Herstellung. Die Mate- 
rialwahl und das Produktions-
verfahren, mit welchem einer-
seits das Oxydieren und anderer-
seits das Aneinanderreiben der 
beiden Komponenten verhindert  
werden, waren die schwierigs-
te und komplizierteste Phase  
der Entwicklung und brauchte  
eine ganze Reihe von Studien 
und Tests.
Es musste nicht nur ein einfa-
ches und resistentes Produkt 
entwickelt werden, sondern die 
magnetischen Stäbchen und die  
Stahlkugeln mussten auch äs-
thetisch befriedigend und ein-
fach zu handhaben sein. Geo-
mag wurde deshalb nicht nur 
als Spielzeug konzipiert, son-

dern vor allem auch als Design-
Objekt und Einrichtungsgegen-
stand.

Schweizer Qualität als 
Trumpf auf dem Weltmarkt
Ziel von Geomag war die Her-
stellung eines Qualitätsproduk-
tes, das sich auf dem Weltmarkt 
behaupten kann. Nach wenigen 
Jahren scheint dieses Ziel be-
reits erreicht. Das Produkt wird  
über die weltweiten Distributi-
onskanäle der Spielzeugbran-
che vertrieben, über Laden-
ketten, die auf wissenschaft-
lich-didaktische Spiele und 
Modelle spezialisiert sind, und 
über Kanäle, die Geschenkarti-
kel, Büroobjekte und Innenein-
richtungsgegenstände absetzen. 
Die Umsetzung der Produkt- 
idee nach Schweizer und inter-
nationalen Qualitätsstandards 
hat sich auf den internationalen 

Märkten sehr bewährt. Eines 
der prioritären Ziele des Unter-
nehmens ist der Patentschutz. 
Laufend wird nämlich versucht, 
Geomag zu kopieren. Aber die-
se Versuche bleiben erfolglos, 
denn das Qualitätsniveau wird 
nie erreicht.

Vom Tessin in die ganze Welt
Es ist kein Zufall, dass Geo-
mag das Tessin als Standort 
gewählt hat. In dieser Region 
der Schweiz ist der Einfluss des 
wirtschaftlich aktiven Nord- 
italien ausgeprägt stark. Geo-
mag hat zudem von guten Be-
dingungen im Bereich Steuern 
und Banken profitiert und so 
dank Spitzentechnologie ein 
beliebtes Produkt entwickeln 
können. Diese Region, im Ein-
flussbereich zweier Nationen, 
hat sich als idealer Standort 
für die Fertigung eines techno-
logisch anspruchsvollen Pro-
dukts erwiesen. 

Spielzeug und Lehrmittel
Geomag ist nicht nur ein  
Spiel für Kinder und Erwach-
sene oder ein Einrichtungsge-
genstand. Geomag stimuliert 
auch die Kreativität und die 
Kombinationsgabe. Es fördert 
die handwerkliche Fähigkeit 
und die Phantasie, weil man 
Formen frei ändern und er- 
finden kann. Geomag för-
dert auch das Verständnis von  
Geometrie, Mathematik, Che-
mie, Architektur, Statik und 
Mechanik. 

Drei wirtschaftspolitische Wünsche  

 Aufrechterhalten einer wettbewerbsfähigen Steuerpolitik und 
einer vernünftigen Staatsquote, damit die internationale Kon-
kurrenzfähigkeit erhalten bleibt. 

 In unserem Land ist das Schweizer Qualitätslabel anerkannt 
und geschützt. Aber der Schutz durch Patente auf internatio-
naler Ebene ist teuer, besonders für die KMU.

 Der Unternehmer muss sich absolut auf eine attraktive Steu-
erpolitik, eine unbürokratische Verwaltung und die Unter-
stützung seitens der Banken verlassen können. Das Erken-
nen und Unterstützen einer valablen Geschäftsidee stärkt die 
Schweizer Wirtschaft. 

www.geomagsa.com

Ein Spielzeug wird zur Kunst

Fertigungsmaschine der Firma Geomag.

«Camelot»: fantasievolle Mauer

Modell «Cubo»
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Mitglieder, die sich an einer  

Vernehmlassung beteiligen möchten,  

können die Unterlagen  

bei economiesuisse anfordern.

■ JA zum  

Personenverkehrs-Abkommen  

Langes und kurzes Argumentarium  

zur Abstimmungsvorlage vom  

25. September (24 bzw. 4 Seiten). 

Download: www.bilaterale.ch

■ «wirtschaftspolitik in der  

schweiz 2005» 

Perspektiven und Schwerpunkte  

der Schweizer Wirtschaftspolitik  

für Opinion-Leader, Medien  

und Wirtschaftsvertreter.   

Fr. 50.– + MwSt./Porto.

■ «Wettbewerb und Dynamik  

in der Steuerpolitik –  

Internationaler Vergleich  

wichtiger Reformen und  

Rückschlüsse für die Schweiz».  

Erhältlich in Deutsch und  

Französisch. Fr. 40.– + MwSt./Porto 

oder gratis Download über  

www.economiesuisse.ch

■ «Universitäten in der Wissens- 

gesellschaft. Fünf Spitzen- 

universitäten im Vergleich und  

Lehren für die Schweiz.»  

Fr. 20.– + MwSt./Porto oder  

gratis Download über  

www.economiesuisse.ch

■ «Swiss Code of Best Practice»   

Erhältlich in Deutsch/Französisch/  

Englisch. Gratis. 

■ Schweizerische Bildungs-, For-

schungs- und Technologiepolitik    

Perspektiven bis 2007. Gratis.

■ «newsletter»  

Für Führungskräfte und Kader aus  

Wirtschaft, Medien und Politik.  

Erscheint monatlich, Abonnement 

gratis.

■ Portrait economiesuisse   

Arbeitsgebiete, Dienstleistungen, Ziele 

und Organisation des Verbands. Gratis.

■ «ausgabenkonzept»   

Diskussionsplattform der Wirtschaft  

zu den öffentlichen Finanzen. Fr. 30.–  

+ MwSt./Porto oder gratis Download 

über www.economiesuisse.ch

■ «Steuerkonzept»   

Vorschläge der Wirtschaft zur  

Neugestaltung der Finanzordnung.  

Broschüre, 32 Seiten, Fr. 10.–.

■ Karl Hofstetter: «Corporate  

Governance in der Schweiz»   

Erhältlich in Deutsch/Französisch/  

Englisch. Fr. 40.– + MwSt./Porto.

■ «E-Mail-Service»  

Aktuelle Meldungen von economie-

suisse.ch  wöchentlich direkt auf Ihrem 

PC. E-Mail-Adresse angeben.

■ «dossierpolitik», Pressedienst 

Für Medienvertreter, Politiker  

und politisch Interessierte. Erscheint  

wöchentlich. Gratis.
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Neue Ansätze in der Entwicklungshilfe
Swisscontact und economie- 
suisse plädieren an einer  
gemeinsamen Veranstaltung 
für neue Versicherungs- 
lösungen in Entwicklungs- 
ländern und mögliche Finan-
zierungsquellen.

Naturkatastrophen richten in 
Entwicklungsländern gewaltige 
Schäden an. Laut Jutta Bopp, 
Swiss Re, fällt dabei beson- 
ders negativ ins Gewicht, dass 
die Wirtschaft solcher Länder 
von wenigen Produkten und  
Unternehmen abhängt und der 
Versicherungssektor unterent-
wickelt ist. Urs Egger, Swiss- 
contact, skizzierte aufgrund  
dessen einen Micro-Insurance- 
Ansatz zur Errichtung von 
Versicherungsmärkten in Ent-
wicklungsländern und stellt für 
ein Projekt 100 000 Schweizer 
Franken zur Verfügung.

Neue Finanzierungs- 
möglichkeiten
Rudolf Walser, economiesuisse, 
erläuterte in seinem Referat die 

zirkulierenden Finanzierungs-
vorschläge zur Erhöhung der 
Entwicklungshilfe und beurteil-
te sie aus ökonomischer Sicht. 
Sämtliche Vorschläge seien je-
doch inputorientiert und würden 
ausserhalb der staatlichen Bud-
gets abgewickelt. Das entziehe 
sie einer effizienten Wirkungs-
kontrolle. Die Wirtschaft setzt 
darum auf eine Zusammenar-
beit, die über das ordentliche 
Budget abgewickelt wird und 

auf die Bereitstellung öffentli-
cher Güter ausgerichtet ist.

Entwicklungsländer und  
internationale Kapitalmärkte
Philipp M. Hildebrand, Schwei-
zerische Nationalbank, stellt in 
seinem Gastreferat fest, dass 
die internationalen Kapitalflüs-
se in Entwicklungsländern in 
den letzten drei Jahren wieder 
deutlich angestiegen sind. Sie 
konzentrieren sich allerdings 

auf wenige Emerging Markets, 
insbesondere auf China. Dies, 
weil China eine schrittweise 
Liberalisierung des Kapitalver-
kehrs vornimmt. Längerfristig 
dürfte sich Chinas Währungs-
ordnung also in Richtung fle-
xibler Wechselkurse bewegen. 
Diese Währungspolitik des gra-
duellen Wandels hat sich bisher 
gut bewährt und dürfte anderen 
Entwicklungsländern als Bei-
spiel dienen.

26. August 2005

Vernehmlassung zum Vorent-
wurf zu einem Gesetz betreffend 
Überprüfung und Stärkung des 
gewerblichen Bürgschaftswe-
sens (parlamentarische Initiative 
der Kommission für Wirtschaft 
und Abgaben des Nationalrats)

Kontakt: rudolf.walser@ 
economiesuisse.ch

Philipp M. Hildebrand, Direktoriumsmitglied SNBRudolf Walser, Chefökonom, economiesuisse

http://www.economiesuisse.ch

